Neuregelung der Bürgerbeteiligung auf Gemeindeebene
Abschnitt 6 der Gemeindesatzung

ANREGUNG ZUM MEINUNGSAUSTAUSCH

1. DIREKT-DEMOKRATISCHE  MÖGLICHKEITEN

A 
INFORMATION Aktive Informationstätigkeit und Transparenz zählen zu den  Aufgabenbereichen der Gemeindeverwaltung und sind Voraussetzung für Bürgerbeteiligung. Jeder Gemeindebürger hat grundsätzlich das Recht Einsicht zu nehmen in Akten, Dokumenten und Datenträgern welche im Besitz der Gemeindeverwaltung und von öffentlichem Interesse sind. Interessierte können sich Notizen machen, oder zum Kostenpreis Kopien anfertigen lassen. Ausgenommen sind Dokumente welche dem Datenschutz unterstehen oder die Unversehrtheit Dritter betreffen.

B   
ANFRAGE   Mit einer von mindestens 10 Stimmberechtigten  unterzeichneten  Anfrage haben diese das  Recht auf schriftliche Antwort oder Aussprache  mit BM oder Gemeindereferent/in innerhalb von 30 Tagen.

C  
PETITION   Mindestens 20  Stimmberechtigte können einen  Tagesordnungspunkt für die nächste Gemeinderatssitzung  einbringen.

 D 
JUGENDBETEILIGUNG  Direkter Bezug des GR zu den noch nicht Stimmberechtigten, um sie an Entscheidungen zu beteiligen welche das Leben der Jugendlichen betreffen und sie mit der gemeindepolitischen Tätigkeit vertraut zu machen. (Im Einzelnen in den Durchführungsverordnungen geregelt)

E 
BÜRGERVERSAMMLUNG  Mindestens 50 gemeindeansässige Bürger  können eine öffentliche BV zu einem Thema beantragen, welche von der Gemeinde innert  30 Tagen veranstaltet wird.

F
BÜRGERHAUSHALT  Die Gemeindeverwaltung sorgt für ein offenes  Beteiligungsverfahren der Bürger bei der  Gestaltung und  Prioritätensetzung für den Jahreshaushalt (öffentl. Bürgerhaushalts-Treffen, Internet, Fragebogen etc.).  – sowohl im Ausgabenbereich als auch im Bereich der Sparmöglichkeiten.

G
REFERENDUM  Das bestätigende Referendum dient dazu, einen Beschluss vor seiner Umsetzung noch einmal auf einer breiten Basis zu überdenken.  Kann grundsätzlich alle Beschlüsse des Gemeinderates und Gemeindeausschusses betreffen - mit Ausnahme des Jahreshaushaltsbeschlusses.

H
INITIATIVE  Hat im Gegensatz zum Referendum eine beschleunigende, anregende Funktion.  Die Volksinitiative kann alle Angelegenheiten zum Gegenstand haben, welche in die Gemeindebefugnis  fallen.

I
VOLKSABSTIMMUNG  Sie kommt zustande: Entweder durch Volksinitiative, durch Referendum oder durch Gemeinderatsbeschluss.  Volksabstimmungen haben bindende Wirkung, eine Mindestgültigkeit von 3 Jahren und können nur per Volksabstimmung frühzeitig abgeändert werden. In allen drei Fällen ist die Kommission für Abstimmungen für die Festlegung des Abstimmungsrahmens zuständig.

J
GEGENVORSCHLAG Gemeinderat  kann seinen Gegenvorschlag zur VA bringen,  sodass die Stimmberechtigten zwischen verschiedenen  Möglichkeiten auswählen können.

K
INFORMATION ZUR VOLKSABSTIMMUNG Die Gemeinde gewährleistet die Zustellung der von den jeweiligen Seiten verfassten und im Ausmaß gleichberechtigen Sachinformation im Abstimmungsblatt  an jede/n Stimmberechtiget/n spätestens 1 Monat vor dem Abstimmungssonntag sowie die Ausgewogenheit bei allen offiziellen Informationsveranstaltungen und Bekanntmachungen zur VA. Bei Briefabstimmung werden zusätzlich zum Abstimmungsblatt mit Abstimmungsanleitungen auch der Stimmzettel mit dazugehörendem Umschlag zugestellt.

2. ABLAUF UND VERFAHRENSREGELN BEI VOLKSABSTIMMUNGEN

1. STIMMBERECHTIGTE: Unterschrift- und stimmberechtigt sind alle Gemeindeansässigen ab dem 16. Lebensjahr.

2. ANTRAG:  Mindestens 20 stimmberechtigte  Promotor/innen.  Die Promotoren  eines Referendums oder einer Initiative gelten in der Angelegenheit als offizielle Ansprechpartner für die Gemeinde. Das Referendumsrecht kann  innerhalb  7 Tagen ab Veröffentlichung des Beschlusses an der Amtstafel  ergriffen  werden. Betreffender  Beschluss bleibt dann bis zur erfolgten Volksabstimmung außer Kraft und wird durch sie bestätigt oder abgelehnt. Kommt es nicht bis zur VA, tritt der Beschluss regulär in Kraft. Die Vorlage einer Volksinitiative kann in detaillierter oder allgemeiner Form verfasst sein. 

3. BERATUNG: Recht der Promotoren auf Beratung in der Formulierung des Antrages auf VA seitens der Gemeindesekretärin.

4. KOMMISSION FÜR ABSTIMMUNGEN: Diese ist zusammengesetzt  aus der Gemeindesekretärin, einem Beamten der Bezirksgemeinschaft und einem Gemeindeverbandbediensteten. Die Kommission wird innerhalb 2 Monaten nach Legislaturbeginn vom GR ernannt und bleibt bis zur Ernennung der nächsten im Amt. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied namhaft zu machen.

5. PRÜFUNG DES ANTRAGES: Auf dessen rechtliche Zulässigkeit durch die 3-köpfige Kommission für Abstimmungen sowie Zustellung des Ergebnisses an BM und Promotoren innerhalb 20 Tagen. Den Promotoren steht das Anwesenheitsrecht eines Vertreters  ohne Stimmrecht zu. 

6. ABSTIMMUNGSRAHMEN / TEILABSTIMMUNGEN: In der Regel sind bei Volksabstimmungen alle Stimmberechtigten der Gemeinde teilnahmeberechtigt. Falls die Kommission bei Erhalt eines Referendumsantrages,  eines Volksinitiativeantrages  oder einer Volksabstimmungsinitiative des GR feststellt, dass die Angelegenheit zwar die Gesamtgemeinde, in eindeutiger Weise und in besonderem Ausmaß jedoch einen Teil der Gemeinde betrifft, so wird  das Verfahren der zweifachen Mehrheit angewandt. Dabei werden die Stimmen jeweils getrennt ausgezählt und die Vorlage gilt als angenommen, wenn sie beiderorts die Stimmenmehrheit erhält. Falls die Kommission feststellt, dass die Angelegenheit im Wesentlichen nur einen Teil der Gemeinde betrifft so beschränkt sich die Unterschriftensammlung sowie die Abstimmung nur auf die im betreffenden Gemeindeteil ansässigen Stimmberechtigten. 

7. UNTERSCHRIFTENSAMMLUNG: Je nach Größe der Gemeinde 5 % bis max. 10 % für Gesamtgemeinde.  Falls die Abstimmung nur einen Gemeindeteil betrifft, mindestens 10% der dort ansässigen Stimmberechtigten.  Beginn:  5 Tage  nach Zustellung des positiven  Prüfungsergebnisses. Dauer der Unterschriftensammlung  90 Tage bei Initiative, 45 Tage bei Referendum – abzugeben im Sekretariat. 

Volljährige  Stimmberechtigte  können sich beim BM die Ermächtigung zur  Unterschriftensammlung sowie  die entsprechenden nummerierten und gestempelten Vordrucke  ( beinhaltend Vor- und Nachnamen, Geburtsdatum und Wohnadresse der Unterzeichner/innen ) einholen.

8. PRÜFUNG UND ZÄHLUNG: Innerhalb von 10 Tagen überprüft das Gemeindesekretariat  die abgegebenen Unterschriften und stellt das Ergebnis den Promotoren und dem BM zu.

9. KOSTENRÜCKERSTATTUNG: 1 Euro pro gültiger Unterschrift (max. bis zur Erreichung der nötigen Mindestanzahl); bei 1 Euro Abzug pro ungültiger Unterschrift. 

10. TERMINFESTLEGUNG: Öffentliche Bekanntgabe des Abstimmungssonntages  seitens des BM innerhalb 5 Tagen  nach Zustellung eines  positiven Unterschriftenergebnisses.  Maximal zulässige  Zeitspanne zwischen dem Tag der Terminbekanntgabe und dem Abstimmungssonntag:  90 Tage bei Initiative bzw. 45 Tage bei Referendum.  Volksabstimmungen dürfen nicht mit Gemeinde-, Landtags- oder Regionalratswahlen zusammenfallen oder in den 3 Monaten vor Gemeinderatswahlen stattfinden.

11.  BRIEFABSTIMMUNG: Bei Briefabstimmung  Zustellung des Stimmzettels und des Briefumschlages zusammen mit dem Infoblatt spätestens 1 Monat vor dem Abstimmungstermin. Sobald es die gesetzlichen Rahmenbedingungen erlauben, wird die Gemeindeverwaltung Abstimmungen per Internet in Erwägung ziehen.

12. EINSPRUCHMÖGLICHKEIT: Promotoren und stimmberechtigten  Bürger/innen steht grundsätzlich das Rekursrecht  bei Volksanwaltschaft oder Verwaltungsgericht zu, um die Rechtmäßigkeit erfolgter oder nicht erfolgter Amtshandlungen klären zu lassen.

13. VORBEREITUNG UND ABWICKLUNG Detailierte Anleitungen  zum Ablauf der Abstimmung, Auszählung und Bekanntgabe in den Durchführungsverordnungen der Satzung.

BEGLEIT – INFORMATION 

Von welchen Prinzipien wurde 

ausgegangen?   
Verschiedene Formen der Bürgerbeteiligung, auch Volksabstimmungen, sind eher zu fördern als zu vermeiden da sie nicht nur als „ultima ratio“ in seltenen Ausnahmefällen sondern prinzipiell als sinnvoll für das Gemeinwesen anzusehen sind. Es ist davon auszugehen, dass kommunale Politik in Zukunft verstärkt auf das Zusammenwirken mit der Bürgerschaft setzen wird. Da es ohnehin  schwierig ist, Gemeindebürger für die Mitarbeit an allgemeinen Anliegen zu gewinnen, muss die entsprechende Regelung in der Satzung anwendungsfreundlich, leicht verständlich und einladend sein – bei einem Mindestmaß an Garantien. Prinzipiell geht die Arbeitsgruppe dabei von einem wechselseitigen Vertrauensverhältnis  aus. So wie wir den gewählten Volksvertretern grundsätzlich Kompetenz, Verantwortungssinn und guten Willen zugestehen, so tun wir dies  auch unseren Mitbürgern ohne Mandat gegenüber.

Die formelle, rechtliche Zuordnung:
Der überarbeitete Teil betrifft den Abschnitt 6 der geltenden Gemeindesatzung, im Wesentlichen durch das Regionalgesetz vom 1.2.2005 zur Regelung der Gemeindeordnung behandelt. Nach Geist und Absicht der staatlichen Verfassungsreform hat das Regionalgesetz den Gemeinden größere Autonomie eingeräumt, im Sinne einer dem Subsidiaritätsprinzip entsprechenden Dezentralisierung. Das erlaubt es beispielsweise den Gemeinden, auch das Kapitel zur Bürgerbeteiligung autonom zu gestalten. Die geltende Fassung des Statuts ist aufgrund einer Einheitsvorlage des Gemeindenverbandes unter Zeitdruck entstanden, wobei es den Räten kaum möglich war, sich in die Materie einzuarbeiten. Dies hat unter anderem dazu geführt, dass das betreffende Kapitel sich bald als nicht anwendbar erwiesen hat und nun eine Neufassung notwendig ist.

